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Die Zeitung erſcheint 
täglich, 
Vormittags Li Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 
0 
Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. 


Pränumerations⸗Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie 
1 Thlr. 1% fgr. 
ER 
8 Expedition: 
„ Krautmarkt e 1053. 


In Verlage von Herm. Gottfr. Effenbart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


ö 8 Berlin, vom 28. Oktober. 

Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht, den bisherigen 
Regierungs-Präſidenten, Freiherrn von Schleinitz, zum Ober⸗ Präſiden⸗ 
ten der Provinz Schleſien; den bisherigen Regierungs⸗Rath Schmitz in 
Münſter zum Ober⸗Regierungs⸗Rath und Abtheilungs⸗Dirigenten bei der 
Regierung in Düſſeldorf; den bisherigen Regierungs-Rath Schubring in 
1 1 zum Ober⸗Regierungsrath und Dirigenten der Abtheilung des 

nnern bei der Regierung in Bromberg; fo wie den Appellationsgerichts⸗ 


Rath Hering zum Ober - Bürgermeifter der Stadt Stettin zu ernennen 


und die für denſelben ausgefertigte Beſtallung Allerhöchſteigenhändig zu 
vollziehen. f a 


Deutſchland. 


Stettin. Je weiter die Entwickelung unſeres Staatslebens fort- 
ſchreitet, deſto mehr treten auch die Gegenſätze hervor. Allgemein können 
wir ſie bezeichnen als das Alte und das Neue; insbeſondere können wir 
15 nennen das königliche und das volksmäßige Element. Die Conſtitution 
hat ſich einmal in unſerm Staate Bahn gebrochen, ſie ringt erſt nach 
ihrem Daſein, fie bemühet ſich um die Feſtſtellung ihres Begriffes und um 
Einführung deſſelben in die Wirklichkeit; fie ſtrebt zum Leben zu kommen 
und hat ein Recht dazu, ſie läßt ſich weder wegdekretiren, noch wegleug⸗ 
nen; je mehr ihre Kraft unterdrückt würde, deſto mehr würde fie Alles 
aufbieten, um in einem Kampfe auf Tod und Leben den Sieg davon zu 
tragen oder unterzugehen. Daß aber dieſe beiden feindlichen Mächte in 
unſerm Staate auftauchen, ſehen wir ſowohl aus ihren Preßorganen, wie 
aus den Reden in den Kammern, nicht zu gedenken der Verhandlungen, 
welche in den Vereinen und geſelligen Eirkeln geführt werden. Es kann 
auch nicht auchleiben, daß der Kampf um Abſolutismus oder Conſtitution 
früher oder ſpäter in offene „Flammen ausbricht, und dann, wir geſtehen 
es, ſehen wir für letztere größere Gefahr, als für den erſteren. Was der 
Miniſter v. Manteuffel neulich in der Kammer im Blick auf die Schritte 
der Regierung ausſprach, und was ihm von vielen Seiten ſehr übel aus⸗ 
gelegt wurde, iſt dennoch wahr, daß „das Miniſterium die Mehrheit des 
Volkes binter ſich habe.“ Schwerlich war es ſeine Abſicht, hiemit die 
Mraudfacel unter die Parteien zu werfen, oder die Unumſtößlichkeit des 
ae e allen Als natürlicher Vertreter der 

f Miniſter jedenfalls ies N 
4 hat Dede 2 jedenfalls ſind, hat er dies Wort geſprochen, und 

Bas die ſog. Revolution der Krone an Ehre und Macht genommen 
hut, ja was fie dem Volke an geſundem Sinn, an Auhenglachfel gegen 
den König und ſein Haus geraubt hat; das iſt allmälig wieder gewonnen, 
der König iſt der populärſte Mann im Lande geworden, Vertrauen, Liebe, 
Patriotismus für ihn ſind lebendiger erwacht, die Märztage ſind mehr in 
den Hintergrund getreten, und die Vorkämpfer haben ſich mehr und mehr 
zurückgezogen. Mit immer kühnern Forderungen tritt eine gewiſſe loyale 
gs hervor, die Sehnſucht nach alten Zuſtänden erwacht lebhaft bei 

enen, welche ſich in ihnen wohl fühlten, weil ſie im ruhigen Beſitze ſo 
mancher Vortheile ſich befanden; es werden in der Preſſe, in den Kam⸗ 
10 Stimmen laut, welche die Conſtitution über den Haufen werfen 
Br en. Und wenn je in nächſter Zeit die Alternative geſtellt werden 
10 te, ob König oder Kammer, ob das Alte oder das Neue, ob Conſtitu⸗ 
5 Een Ad 15 wohl um die neue ee etwas be⸗ 
Land hinter Mh 6 5 es möchte ſich zeigen, daß das Miniſterium das 
ade jedem Fortſchreiten in's Maßloſe, Extreme, können wir die 
10 181 der zügelloſen Reaction nicht billigen. Mögen die Ereigniſſe 
keinesweges aus dem Leben des preußiſchen Volkes hervorge⸗ 

gangen, mögen ſie nur künstlich bern g 5 5 
Landes seins n nur künſtlich hervorgerufen, mögen ſie eine Schande des 
doch aug pe die wir zu betrauern, zu verwünfchen haben; ſo laſſen fie ſich 
Nation fin 5 Geſchichte nicht ſtreichen, ja aus dem Geiſt und Gemüth der 
es unſer as nicht durch irgend welche Maßregeln zu vertreiben. Mag 
Hane 5 oder Unglück ſein, wir ſind nun einmal in dieſe Bahn ein⸗ 

11 ee fie bis 505 ſiche durchlaufen. 

600 Meinung, daß ſich alle Patrioten, weit entfernt, dur 
Beſtebens bin lende ihre Kräfte zu zerſplittern, einigen müſſen in N 
har iioiert e Conſtitutſon, nicht eine ideale, die unausführ⸗ 
paßt, zu El + belogen wie fie zu den Zuſtänden unfers Volkes 


Nicht durch Rückkehr zum A 
Be zum Alten kommt Ruhe und Ordnung, ſondern durch 
regung, 2 en ee was einmal, ob auch im Rauſche der Auf- 


n mit Macht umfaßt worden iſt. Wir danken es 
dard dh fe de welche meinen, ins Volk beglücken zu können da⸗ 
e ſoviel als möglich von den gemachten Zugeſtändniſſen ab⸗ 
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dingen und zurücknehmen; wir können es ihnen darum nicht danken, weil 
wir daraus ein größeres Uebel erwachſen ſehen. RR 

Wenn aber die Aeußerung Manteuffels von manchen Blättern als ein 
Zankapfel angeſehen worden iſt, den er den Kammern hingeworfen hätte, 
um zu zeigen, daß das Miniſterium auch ohne Majorität der Kammer be⸗ 
ſtehen könne, weil es die Mehrheit des Volkes hinter ſich habe; ſo hat das 
weder in der Abſicht deſſelben gelegen, noch konnte daraus auf einen Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen dem Miniſterium und der Kammer geſchloſſen werden. Denn 
thatſächlich ſteht es fo, daß das Ministerium ſowohl die Mehrheit des Vol⸗ 
kes, als die der Kammer „Hinter ſich“ hat; es bedurfte nur der Berufung 
des Miniſters hierauf, um ſich gegen die Zumuthung v. Beckeraths zu ver⸗ 
wahren, ſich zu bemühen um die Sympathieen der Volksvertretung. 

Die parlamentariſchen Verhandlungen haben denn auch einen Punkt 
berührt, deſſen Hervorhebung wir ungern geleſen haben. Wir wollen die 
Verdienſte des Adels und der mediatiſirten Reichsſtände um das Vaterland, 
insbeſondere um das Königthum nicht in Frage ſtellen; wir erkennen ſie 
an, geben fie mit vollen Händen zu; aber wozu einen ebenſo unfruchtba⸗ 
ren, als von Undankbarkeit zeugenden Streit von neuem anregen? Mit 
den Fürſten und Rittern hat der Bürger, der Bauer ſeine Knochen zu Felde 
getragen; die Familien der letzteren blieben meiſtens in Noth zurück und 
darbten, während die adligen Familien daheim ein bei weitem erträgliche⸗ 
res Leben führten. Die Offiziere von Adel erfreuten ſich außer dem Ruhme, 
der ihre Namen in die Geſchichte eintrug, eine Ehre, die dem Gemeinen (alſo 
Bürger und Bauern) nicht zu Theil wurde, auskömmlicher Penfionen, wäh⸗ 
rend ihre bürgerliche Kriegskameraden, die alle Gefahren mit ihnen getheilt 
hatten, lebenslänglich hinter Pflug und Egge, in der Werkſtatt und auf 
der Dreſchtenne keuchten oder mit der Drehorgel von Thür zu Thür wan⸗ 
derten oder als zerſchoſſene Krüppel bettelnd an den Wegen ſaßen, wenn 
ſie mit ihren Gnadenthalern unmöglich ihr Leben friſten konnten. Außer⸗ 
dem iſt ja der Adel eben in der Beamtenpartie wie im Militair in jeder 
Hinſicht bevorzugt worden, eine Wahrnehmung, die im conſtitutionellen 
Staate noch nicht aufgehört hat. Der wahre Patriotismus beſteht in der 
Erfüllung der Pflicht nicht im Reden und Rühmen von dem, was die Vä⸗ 
ter gethan oder ein bevorzugter Stand. Es kommen jetzt ganz an⸗ 
dere und wir behaupten, reellere Dinge zur Geltung, als Reihe der 
Ahnen und ererbte Verdienſte. 

Berlin, 27. Oktober, (60ſte Sitzung der Erſten Kammer). Präft- 
dent: von Auers wald. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen und genehmigt. 

Ihr Mandat haben niedergelegt Abg. Graf zu Eulenburg und von 
Schleinitz (Bromberg.) 

In Folge von Neuwahlen ſind v. Janko, v. Wulffen, v. Olberg und 
Temme der Kammer als Abgeordnete beigetreten, von denen die drei erſte⸗ 
ren ihren Sitz in derſelben bereits eingenommen haben. 

Der Miniſter⸗Präſident übergiebt der Kammer die Aktenſtücke, welche 
die deutſche Frage betreffen, und in denen der ſeit dem 24. Auguſt von 
der Regierung betretene Weg dargelegt iſt. 1e tn 

Abg. Graf v. Itzenplitz verlieſt den Bericht des Central⸗Ausſchuſ⸗ 
ſes über den Antrag des Abg. v. Vincke auf Feſtſtellung einer allgemei⸗ 
nen Eidesformel. Abg. v. Vincke hat die Annahme eines beſondern Ar⸗ 
tikels beantragt, welcher lauten ſollte: 1 

Die Formel des Eides iſt: Ich ſchwöre, ſo wahr mir Gott helfe. 
Der Ausſchuß empfiehlt der Kammer: 

bei der Reviſion der Verfaſſung über denſelben hinweg zu gehen, 
und die etwa nöthig werdenden Beſtimmungen der gewöhnlichen. 
Geſetzgebung, nach vollſtändiger Vorbereitung der Sache, anheim 
u geben. 

Die umme tritt dem Antrage des Ausſchuſſes bei. N 

Abg. v. Jordan verlieſt den Bericht des Central⸗Ansſchuſſes über 
Tit. Il. und IV der Verfaſſungs⸗Urkunde. 

Die von der Zweiten Kammer beliebte Faſſung des Art. 41 wird 
abgelehnt; die urſprüngliche Faſſung wird angenommen, Art. 42 wird in 
der Faſſung des Ausſchuſſes, welche lautet: „Die Miniſter des Kö⸗ 
nigs ꝛc.“, Art. 43 in der von der Zweiten Kammer beliebten, Rx 44 
in der urſprünglichen Faſſung angenommen. Art. 45 enthält auf den An⸗ 
trag des Ausſchuſſes folgende Faſſung: \ 185 Ss 

Der König befegt alle Stellen im Heere, ſo wie in den übri⸗ 
gen Zweigen des Staatsdienſtes, ſofern nicht das Geſetz ein Aa⸗ 
deres verordnet. 

Art. 46 wird in der von der Zweiten Kammer beliebten Faſſung an⸗ 
genommen. J ; 

Art. 47 wird nach Ablehnung des vom Ausſchuſſe vorgeſchlagenen 
Zuſatzes in der von der Zweiten Kammer beliebten Faſſung angenom⸗ 


men. Diefe bat im dritten Alinea ſtatt des Wortes „Er“ die Worte: 
„Der König.“ 

Der Ausſchuß, beantragt unveränderte Annahme des Art. 48, den 
auch die Zweite Kammer nicht verändert hat. 

Abg. Hanſemann: Ich gebe dem Ausſchuſſe anheim, zu bedenken, 
ob es zweckmäßig iſt, da, wo von dem Rechte des Königs, Orden zu 
(Paiste Rede, iſt die Beſtimmung über das Münzrecht hinzuzufügen. 

eiterkeit. N 

Abg. v. Jordan. Dieſe Frage iſt von dem Ausſchuſſe in Erwägung 
gezogen worden, er hat aber geglaubt, ſie wegen der Uebereinſtimmung 
mit dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer fallen laſſen zu müſſen und der 
allgemeinen Redact ion der Urkunde zu überlaſſen. 

5 Abg. Hanſemann. Ich wollte nur andeuten, daß ich es für beſſer 
gehalten haben würde, wenn der Ausſchuß die Erwägung dieſer Frage 
nicht hätte fallen laſſen. 

Art. 48 wird unverändert angenommen. 

Für den von der Zweiten Kammer unverändert angenommenen Art. 
49 ſchlägt der Ausſchuß folgende Faſſung vor: 

„Der König beruft die Kammern und ſchließt ihre Sitzungen. 
Er kann ſie entweder beide zugleich oder nur eine auflöſen. 
müſſen aber in einem ſolchen Falle innerhalb eines Zeitraums 
von 60 Tagen nach der Auflöſung die Wähler und innerhalb 
eines Zeitraums von 90 Tagen nach der Auflöſung die Kammern 
verſammelt werden. 5 

Der Tag des Zufammentritts der Kammern iſt in der Auflö⸗ 
ſungs⸗Urkunde feſtzuſetzen.« 

Die von dem Ausſchuſſe vorgeſchlagene längere Friſt wird angenom⸗ 
men, der Zuſatz geſtrichen. 

Art. 50, 51, 52 und 53 werden unverändert angenommen. 

Art. 54 und 55 werden in der von der Zweiten Kammer beliebten 
Faſſung angenommen. Statt des urſprünglichen Textes des Art. 56 bean- 
tragt der Central⸗Ausſchuß folgende Faſſung: 

„Der Regent übt die dem Könige zustehende Gewalt in deſſen Namen 
aus. Derſelbe ſchwoͤrt nach Einrichtung der Regentſchaft vor den ver⸗ 
einigten Kammern einen Eid, die Verfaſſung des Königreichs feſt und un⸗ 
verbrüchlich zu halten und in Uebereigſtimmung mit derſelben und den Ge⸗ 
ſetzen zu regieren. Bis zu dieſer Eidesleiſtung bleibt in jedem Fall das 
beſtehende geſammte Staats⸗Miniſterium für alle Regierungshandlungen 
verantwortlich.“ 

Die Kammer tritt dem Antrage des Ausſchuſſes bei. 

Art. 57 wird in der urſprünglichen Faſſung angenommen. Der Zuſatz 
wird abgelehnt. \ 

Art. 58 wird unverändert angenommen. 

Für den von der zweiten Kammer unverändert angenommenen Artikel 
59 ſchlägt der Central⸗Ausſchuß folgende Faſſung vor: 

Die Miniſter können durch Beſchluß einer Kammer wegen des Ver⸗ 
brechens der Verfaſſungs⸗Verletzung angeklagt werden. — Ueber ſolche 
Anklage entſcheidet der oberſte Gerichtshof der Monarchie in vereinigten 
Senalen. So lange noch zwei oberſte Gerichtshöfe beſtehen, treten Die» 
ſelben zu obigem Zwecke zuſammen⸗ 

Die naheren Beſtimmungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, 
über das Verfahren und über die Strafen werden einem beſonderen Ge⸗ 
ſetze vorbehalten. 

Hier fehlen die Worte: „der Beſtechung und des Verrathes“ hinter: 

„Verfaſſungs⸗Verletzung.“ 

Abg. Heffter ſpricht ſich für Beibehaltung der urſprünglichen Faſſung 
des Art. 59 aus. 

Auf Antrag des Abgeordneten Grein findet namentliche Abſtimmung 
ſtatt. Dieſe ergiebt von 131 Anweſenden 68 für, 53 gegen die Beibehal⸗ 
tung der Worte: „der Beſtechung und des Verrathes.“ Sie werden alſo 
beibehalten. 

Die anweſenden Miniſter v. Rabe und Simons enthalten ſich der 
Abſtimmung. 

Das erſte Alinea des Art. 59 wird in der urſprünglichen, das zweite 
in der Faſſung des Ausſchuſſes angenommen. 
Schluß der Sitzung 3 Uhr. 

Berlin, 28. Oktober. (43 ſte Sitzung der zweiten Kammer.) 

Präfident: Graf von Schwer im. Fortſetzung der Debatte 
über Tit. V. Art. 69, betreffend das Wahlgeſetz. 

Es liegen zu dieſem Artikel jetzt folgende Abänderungsvorſchläge ge⸗ 
druckt vor: — 

1) Ulfert. Die Kammer wolle beſchließen: ‘ 
daß in dem zweiten Satze des Art 69, wie dieſer von der Kommiſ⸗ 
ſion gefaßt iſt, das Wort „Staatsſteuern“ in „Steuern“ verwandelt 
werde, ſo daß der Satz lauten werde: 
„Die Urwähler werden nach Maßgabe der von ihnen zu entrich⸗ 
tenden direkten Steuern in drei Abtheilungen getheilt, und zwar 
in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Dritttheil der Geſammt⸗ 
heit der Steuerbeträge aller Urwähler fällt.“ 
2) v. Manteuffel. Die hohe Kammer wolle beſchließen: 

Im letzten Alinea ſtatt „Wahlverſammlungen“ zu ſetzen „Wahl⸗ 
verbände.“ \ 

Nach geſchloſſener Debatte wird das Amendement des Abg. v. Man⸗ 
teuffel: im ſechſten Abſatz ſtatt „Wahlverſammlungen“ zu ſetzen: „Wahl⸗ 
1 mit großer Majorität angenommen. Ebenſo der Commiſſions⸗ 
entwurf. N 

Die Berathung geht aaf Artikel 70—73. des Kommiſſions⸗Ent⸗ 
wurfs über. f 

Abg. Geppert will nicht gegen Art. 70—73. ſprechen, ſondern nur 
ein Zuſatz⸗Amendement empfehen. Der Redner meint, es ſei eigentlich 
nothwendig geweſen, eine Gemeinde⸗Ordnung zu berathen, bevor das Wahl⸗ 
geſetz zur Beſchlußnahme gekommen ſei; da dies nun aber nicht geſchehen, 
ſo halte er es für nöthig, folgende tranſitoriſche Beſtimmung in die Ver⸗ 
faſſung aufzunehmen: ü 

„Die Grundſätze, nach welchen bis zur Emanation einer Gemeinde⸗, 
Kreis⸗ und Bezirks⸗Ordnung (Art. 104.) die Wahlen ſtattfinden ſol⸗ 
len, werden durch die Wahlgeſetze Art. 63. und 69. beſtimmt.“ 
Das Amendement wird unterſtützt. N 
Der Präſident nennt das Amendement des Abg. Geppert ſo wich ⸗ 
tig, daß er ſich bewogen findet, den Vorſchlag einer Ausſetzung der Be⸗ 
kathung über daſſelbe zu machen, welcher angenommen wird. 


Art. 70—73. des Kommiſſions⸗Entwurfs werden ohne weitere De⸗ 
batte angenommen. 

Die Diskuſſion geht zu Art. 74. über. 8 
i Abg. v. Gude nau hielt Art. 74. als eine bloße Negation in der 

Berfaffungsurfunde für überflüſſig und trägt dahin an: 

Die hohe Kammer wolle beſchließen: 

Der Art. 74. iſt zu ſtreichen. 

Der Antrag findet Unterſtützung. 

Vice⸗Präſident Simſon (der den Präſidentenſtuhl eingenommen hat), 
läßt über den Antrag des Abgeordneten v. Gudenau abſtimmen, der ver 
worfen und damit Artikel 74. der Verfaſſung angenommen wird. 

Die Diskuſſion geht zu Art. 75. über, welcher nach der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde angenommen, der Vorſchlag der Kommiſſion aber verworfen wird. 

Art. 76. giebt zu keiner Diskuſſion Anlaß, und es wird daher auf 
Art. 77. übergegangen. 

Zu demſelben ſind mehrere Amendements eingegangen, doch Unter⸗ 
ſtützung fand nur folgendes des Abg. Hartmann: \ 

0 in Kammer wolle beſchließen, den zweiten Satz des Art. 77, 

o zu faſſen: a e e 

Beamte bedürfen zwar keines Urlaubs zum Eintritt in die Kam⸗ 
mer, ſie tragen aber die Koſten ibrer Stellvertretung nach den durch 
das Geſetz feſtzuſtellenden Grundſätzen. 

Das erſte Alinea des Art. 77. des Kommiſſions⸗Entwurfs, dahin | 
lautend: die Beamten bedürfen zum Eintritt in die Kammer keines Urlaubs 
feitng der Oberbehörden, wird angenommen. ; N 

Abg. Hartmann bemerkt, daß die Zahl der Beamten in der Zweiten 1 
Kammer 117 betrage, und berechnet die Summe, welche die Stellvertre⸗ 
tung an Diäten und Gehältern, im Durchſchnitt nur auf 30 Thaler mo⸗ 
natlich angeſetzt, dem Staate jährlich koſtet, auf ungefähr 14,000 Thlr. 

In der nun folgenden namentlichen Abſtimmung wird das Amende⸗ 
ment des Abg. Hartmann mit 160 gegen 124 Stimmen angenommen. 

Die Art. 18 —82 geben keine Veranlaſſung zur Diskuſſion, weshalb 
die Debatte auf Art. 83 übergeht. 5 ; at 

Abg. Wegener beantragt die Streichung des dritten Alinea im Art. 
83 des Kommiſſionsvorſchlags, dahin lautend: „Gleiche Genehmigung iſt 
bei einer Verhaftung wegen Schulden nothwendig“, und findet Unterſtüz⸗ 
zung. Er ergreift das Wort zur Motivirung ſeines Antrags: In 5. 4 
iſt geſagt: Alle Preußen ſind vor dem Geſetze gleich, und ich kann die im 
vorliegenden Artkel aufgeſtellte Ausnahme daher nicht gut heißen. Wer 
Geſetze machen will, muß ſie vor allen Dingen ſelbſt halten. Mir als 
Kaufmann iſt es beſonders anſtößig, eine ſolche Beſtimmung in der Ver- 
faſſung zu finden, die den Handel ruiniren muß. . 

Das erſte Alinea des Art. 83. wird nach dem Vorſchlage der Revi⸗ 
ſionskommiſſion, dahin lautend. N f en 

„Sie können für ihre Abſtimmungen in der Kammer niemals, für ihre 

darin ausgeſprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammer auf den 

Grund der Geſchäfts⸗Ordnung (Art. 77.) zur Rechenſchaft gezogen 

werden,“ 
angenommen. 5 

0 Ueber den Antrag des Abgeordneten Wegener, die Streichung des 
dritten Alinea betreffend, wird namentliche Abſtimmung beſchloſſen, und 
wird die Streichung mit 145 gegen 136 Stimmen verworfen. f 

Alinea 2. und 4. wird nach der Faſſung des Geſetz⸗ Entwurfes un⸗ 
verändert und ohne Diskusſion angenommen. ö n 

In Art. 84 wird das erſte Alineg, dahin lautend: „die Mitglieder 
der erſten Kammer erhalten weder Reiſekoſten noch Diaten,“ auf Antrag 
der Reviſions⸗Kommiſſion geſtrichen, weil es bereits durch frühere Be⸗ 
ſchlüſſe erledigt iſt. (Schluß der Sitzung 4 Uhr.) 

Berlin, 27. Oktober. Herr Bötticher, Abgeordneter der Erſten 
Kammer, iſt neben Herrn v. Ra dowitz zum Mitgliede der Bundes ⸗ 
kommiſſton ernannt. g 

Berlin, 28. Oktober. Die Spen. Ztg. berichtet heute, daß am 15. Dezbr. 
eine Vertagung der Kammern eintreten ſolle, falls bis dahin die Reviſton da 
e und die Feſtſtellung der wichtigſten organiſchen Geſetze nicht beendet 
ſein ſollte. 128 iD. ai 

Berlin, 28 Oktober. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt 
geruht: dem Oberſten Grafen von Wald erſee, Commandeur des Kai⸗ 
ſer Alexander⸗Grenadier⸗Regiments, die Erlaubniß zur Anlegung des von 
Sr. Hoheit dem Herzoge von Braunſchweig ihm verliehenen Commandeur⸗ 
Kreuzes After Klaſſe vom Orden Heinrichs des Löwen; ſo wie dem Ma⸗ 
jor von Stöſſel vom 38ſten Infanterie⸗Regiment (ötes Reſerve⸗Re⸗ 
giment) zur Anlegung des von des Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwe⸗ 
rin Königl. Hoheit ihm verliehenen Militair⸗Verdieuſt⸗Kreuzes zu er⸗ 
theilen. \ Yo 
g — Bürgermeiſter und Rath, ſowie die Repräſentanten der Bürger⸗ 
ſchaft in Stralſund, hatten in einer Petition die erſte Kammer gebeten, ſi 
bei der Regierung dahin zu verwenden, daß gleichzeitig und in gleichen 
Weiſe mit den übrigen jetzt projektirten Stautsbahnen auch von Berlin 
über Neuſtrelitz nach Neuvorpommern eine Eiſenbahn auf Staatskoſten er⸗ 
baut werde. Die Kommiſſion beantragt jetzt, dieſe Petition an das Mir 
niſterium für Handel und Gewerbe abzugeben. 8 j 

— Das ſogenannte Reichs⸗Miniſterium ſcheint doch noch nicht um 
allen Kredit gekommen zu ſein; denn ſelbſt Herr von Rothſchild hat ſich 
bereit finden laſſen, ihm 24,000 Pfd. Sterl. vorzuſchießen zur Der 
zahlung der in Briſtol liegenden beiden Schiffe Inka und Kazike, die 
zu einer Zeit beſtellt wurden, als Preußen noch gutmüthig genug ee 
ſich zum Reichs Säckelmeiſter herzugeben. Der Vorſchuß iſt aber natür⸗ 
lich nur gegen Verpfändung der Schiffe ſelbſt geleiſtet ah ) 


— (Das Interim.) Das neue Bundes ⸗ Proviſorium müſſen wir 
als eine von vielen Rückſichten geforderte Nothwendigkeit anerkennen. h 
bisherige proviſoriſche Centralgewalt war in eine mehr oder weniger Ben 
liche Stellung zu Preußen und ſeine deutſchen Beſtrebungen die > 
feit Preußen fie wicht mehr anerkannte, diente ſie der Eiferſucht und mit 
Partikularismus zum Werkzeug und zum Vorwand. Deutſchland ue 1 
der Gefahr bedroht, auch ſeine mühſam bis 1815 errungene Einheit zu 
verlieren. Es konnte ſcheinen, als ſei mit der Bundes⸗Organiſation 10 
das Bundesverhältniß mit ſeinen Verpflichtungen und Berechtigungen icht 
tergegangen. Und während Hannover, als wenn das Jahr 1848 gar 19 5 
geweſen wäre, aus der alten Bundesverfaſſung ſeine Rechts ⸗ Deduktio 55 
hernahm gegen jeden Verſuch eines Bundesſtaats ohne Einwilligung 


en Staalen, hielten andere Stimmen im Verwaltungs- 

da ber Bind fell für gänzlich aufgelöſt. Dieſe Unſicherheit mußte ein 
Ende nehmen. Um den großdeutſchen Anfeindungen den Boden zu entzie⸗ 
en, um den hanndverſch⸗ſächſiſchen Bedenken, auf Defterreich geftügt, ihre 
raft zu nehmen, um mit Oeſterreich ſelbſt ein Verſtändniß anzubahnen, 

mußte Preußen die Hand bieten zur interimiſtiſchen Ordnung der Bundes⸗ 
erhältniſſe. Preußen mußte ſeinen Willen darlegen, daß es mit ſeinem 

Bundesſtaat nicht aus der Geſammtheit der Bundesrechte und Pflichten 
ausſcheiden, daß es in der Entwickelung der Bundesſtaats ⸗Verfaſſung 
Deutſchland nicht abzuſtoßen geſonnen ſei. Die große Deutſche Partei 
iſt durch das Interim in unbeſchreibliche Verlegenheit und Verwirrung ge⸗ 
küche he es galt zugleich, den werdenden Bundesſtaat vor dem Einſpruch 
der neuen Centralgewalt ſicher zu ſtellen; die ausdrückliche Erwähnung des 
engeren Bundesſtaats durchzuſetzen, iſt Preußen nun zwar nicht gelungen; 
ber es iſt auch kein offizielles Hinderniß da, es iſt freier Spielraum ge- 

wonnen die neue Bundesorganiſation hat die Verfaſſungs⸗Angelegenheit, 
die organiſche Geſetzgebung ausdrücklich von ſich ausgeſchloſſen, und die 
Verfaſſungsſache iſt der freien Vereinbarung übergeben. Preußen iſt an 
der Seite Oeſterreichs, durch keine dritte Macht gehemmt, um Interim 
nicht verhindert, ſich als Vorſtand des Bündniſſes, reſp. e zu 


exiren. 1 
5 Die Grundſteuerfrage gehört zu denen, welche der Herr Sir 
nanzminiſter vorzugsweiſe aufrichtig in die Hand genommen hat. 

Den treffendften Beweis giebt die geſtrige Beantwortung der Inter⸗ 
pellation des Abg. Reichenſperger. g * . ’ 
hen Die Eximirten und die Beſteuerten ſtehen einander gegenüber. Es 
iſt hier nicht der Ort, für eine der beiden Parteien das Wort zu nehmen, 
ſie werden ſelbſt ihre Sache in den Kammern und vor der Nation 
ühren. ö 
1er Wenn indeſſen der Miniſter gefragt wird, ob er dem Patent vom 
5. Dezember sub. 4. gemäß „ein Geſetz wegen Einführung einer allge⸗ 
meinen Grundſteuer“ vorlegen werde oder nicht, ſo gehört eben nicht der 
Muth eines Helden dazu, ja oder nein zu ſagen. 


ö l e gleich dem geftern mit Staunen vernomme- ) 2. . h 
Zu einem enn de geil Bürgerthums neigt ſich immer mehr zu einem Anſchluß an die Drei⸗Kö⸗ 
| nigs-Berfaffung hin. Er ſieht darin etwas wirklich Gegebenes, Reelles, 


nen würde eine Pythia keine acht Tage gebraucht haben. f 
Der König von Rom empfing als Kind in der Wiege eine Deputa⸗ 


tion des Stadtraths von Paris, und geruhte auf die Anrede nicht zu ant⸗ 


worten. „Schweigen iſt auch eine Antwort“ 
denken auch fol 

— (Ackerbau.) England iſt, wie bekannt, in der Viehmäſtung dem 
Contingent weit vorgeſchritten; damit hängt der Bau der Futtergewäͤchſe 
eng zuſammen. 


ſprach der Kaiſer, und wir 
(P. C.) 


In Suffolk baut man jetzt die Mangoldwurzeln zu dieſem Zwecke in 


ungemeiner Ausdehnung und mit großem Erfolge. Die Relation iſt 
olgende: 
f 1) Mangold oder Turnips, 
2) Gerſte, 
3) Halbklee, Bohnen oder Erbſen, 
4) Weizen. f . . 
Unſerm Ackerbau fehlt bei den großen Flächen hauptſächlich Dünger, 
und dazu gelangen wir nur durch größeren Anbau der Futterfrüchte. 
Sntereffant wäre es, zu erfahren, ob Mangold bei uns mit Erfolg 
gebaut wird. (P. C.) 
— Der Lieutenant von Mauſchwitz wurde bekanntlich wegen eines 
Rencontres mit dem Aſſeſſor Wagner im Monat April zur Haft und Un⸗ 
terſuchung gezogen. 


ſpäterbin von dem berufenen Kriegsgericht, auf Anrechnung des erlittenen 
Unterſuchungsarreſtes, als Strafe erkannt. Die Erkenntniſſe des Kriegs⸗ 


reſtſtrafe von 14 Tagen feſtſetzte. Dies Urtheil if beftätigt, am verwi⸗ 


Strafe im hieſigen Militair⸗Arreſthauſe angetreten. 
— In der Provinz Preußen werden, dem Vernehmen nach, meh⸗ 
rere badiſche Regimenter nach preußiſchem Muſter Ae Gon 
onſt. Z. 


der Stadt für den Bau der Oſtbahn gemachten Offerten befriedigt worden 


und die nöthigen Vorarbeiten zu beſorgen. 
Breslau, 27. Oktober. 


* 


gengenommen. 8 
Aus Mecklenburg, 28. Oktober. Als ganz zuverläſſig können wir mit⸗ 


Steuerverweigerung umgeht. 


andere Frage. 


Leipzig, 26. Oktober. 
Erklärungen des ſächſiſchen Deputirten zu Berlin, H 


e 
(Conſt. 3.) 


errn v. Zeſch 


ſtande, großes An ; 
gehen 15 ſſehen, wo nicht große Beſorgniß hervorgebracht. 
und Unparteiiſchen Preußen allein als der rettende Anker erſcheint und ſich 
. Vertrauen auf Preußen in Folge ſeiner offenen Politik von Tag zu 
d hr benefit es find hier auch beſonders die Handelsintereſſen, welche 
9 Rede kommen. Es iſt genugſam bekannt, daß Preußen geringen 
Seen Eiben dan en 2 während das Band einer erweiterten 

ältni urch feſter geknüpft ward. 
Verhältniß gefährdet, geknüpft 1 


den alten, unhaltbaren Zuſtänden zu vermitteln. 


Die Anſchuldigung lautete auf verſuchten Mord; es lt des Schwertes geltend gemacht; in 9 
ſtellte ſich jedoch nur der Thatbeſtand einer leichten Körper⸗Verletzung her⸗ ee A Be ee de e 


aus. In Folge deſſen wurde Herr Mauſchwitz der Haft entlaſſen und [neben den Heeren theils vermittelnd, theils beftätigend, theils mildernd 


ſammengeſetzt, gewieſen, welches, außer der erlittenen Haft, noch eine Ar⸗ 


chenen Montage publizirt und am Dienſtage hat v. Mauſchwitz ſeine 


Königsberg, 25. Oktober. In der Sitzung der Stadtverordneten 
vom 23ſten d. M. wurde ein Schreiben des Bürgermeiſters Sperling 
i i Mini i N 5 A 
mitgetheilt, nach welchem der Herr Minſter des Handels durch bie von | bataillons zu bewirken, find ſchon wiederholt von Seiten der ſtädtiſchen 
ſei und bereits durch Verfügung vom (ten d. M. den Baurath Wie be 
angewieſen habe, wit dem Magiſtrat die etwaigen Verträge Bu errichten | 
0 \ 


1 ] Geſtern hat der bisher ſtellvertretende Oberprä⸗ | 
ſident der Provinz Schleſien, Herr v. Schleinitz, definitiv fein Amt als Oberprä⸗ 
ſident angetreten und von dem Regierungs⸗Collegium deſſen Glückwünſche entge- 


teilen, daß unſere aufgelöſte Ritterſchaft ernſtlich mit dem Gedanken an eins 
h Bei der verzweifelten Gegenwehr, welche 
unſere Ritter bisher der Verfaſſung entgegengeſetzt, halten wir fie zu einem fol= | 
chen Beſchluß wirklich fähig; wie es jedoch mit der Ausführung ausſieht, if eine I Königreich Ungarn werde, trotz der Charte vom 7. März, nicht gänzlich 

g 3 mit Oeſterreich verſchmolzen werden, und wenigſtens den größten Theil 
Die ſächſiſche Politik, oder vielmehr die 
igen au, 
haben hier im Allgemeinen, beſonders aber unter dem hieſigen Handels⸗ 
Ganz 
daß, in Bezug auf die äußere Politik, dem Denkenden ö N 
Verwaltung bereits ernanute altungariſche Staatsmänner haben 
ihre Ernennung zurückgewieſen; der Regierung wird kaum etwas Anderes 
übrig bleiben, als ein Beamtenheer ſowohl für die höheren als für die 
niederen Poſten aus den deutſchen und ſlaviſchen Provinzen nach Ungarn 
zu ſchicken. Die Reorganiſation wird dadurch nur auf noch weit größere, 
a and 5 a aber dieſes 
efähr es der Zollverband noch viel mehr — und 
wem daft die ſächſiſche Induſtrie ihre Blüthe mehr, als dem Zollverein? 


* u 


Die hohe Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes macht ſich hier vor Allem in der 
merkantilen Welt Luft, und der ihr ſonſt eigene bisherige Indifferentis⸗ 
mus hat fi in eine Art von Aufregung verwandelt, welche die ern- 
ſteſten Maßnahmen von Seiten des hieſigen Handelsſtandes alsbald er⸗ 
warten laſſen. (D. R.) 


München, 24. Oktober. Bei uns iſt die demokratiſche Preſſe plötz⸗ 
lich miniſteriell geworden, unterſtützt wenigſtens in der deutſchen Frage die 
Anſichten des Gouvernements. Die entſchieden demokratiſche Augsburger 
Abendzeitung und die daſige ultramontane Paſtzeitung bringen zu gleicher 
Zeit einen und denſelben Aufſatz unter der Rubrik: Vom Lech, 22. Ok⸗ 
tober, welcher ſich für die Nothwendigkeit des Eintritts Baierns in die 
neue Centralgewalt, alſo für die Trias ausſpricht; erſt dieſe werde 
Deutſchland beruhigen und (hört!) ſeine Einheit begründen. Zugleich 
bringt in den hieſigen „Neueſten Nachrichten“ eine bekannte inſpirirte Fe⸗ 
der einen Aufſatz, in welchem mit Frohlocken auf die kurze Dauer des In⸗ 
terims hingewieſen wird, auch ſchimmert in ihm die Hoffnung durch, daß 
Baiern dieſe Zeit benutzen werde, um ſpäter wieder beim Definitivum das 
volle Gewicht in die Wagſchale zu legen. N. 
München, 25. Oktober. In einem Beſchwerdeſchreiben eines baieri⸗ 
ſchen Landtags ⸗ Abgeordneten an feinen Landrichter kommt unter anderen 
auch folgende höchſt charakteriſtiſche Stelle vor: „Ich ſoll, wenn mir gleich 
die Geſchichte zuruft, beſſer baieriſch ſterben als öſterreichiſch verderben, 


doch Preußen, fo Baierns Integrität fo oft und fo viel ſchätzte, 


den Fehdehandſchuh hinwerfen! Herr Landrichter, das iſt von einem Baier 
von altem Schrot und Korn zu viel gefordert, und ſo nannten Sie mich. 
Rathen Sie mir, wie ich mich am beſten benehme.“ — Die „neueſten 
Nachrichten“ theilen dieſes denkwürdige Schreiben, was auf das innere 
Landtagsgetriebe das hellſte Licht wirft, vollſtändig mit. 

Ulm, 23. Oktober. Auf den Grund eines Beſchluſſes des vormali⸗ 
gen deutſchen Bundes, wonach die Bundesfeſtung Ulm mit 3000 würtem⸗ 
bergiſchen, 3000 öſterreichiſchen und 3000 baieriſchen Truppen zu beſetzen 
iſt, ſoll unſere Regierung eingewilligt haben, daß Ulm nunmehr eine öſter⸗ 
reichiſche Beſatzung erhalte. (Schw. M.) 

Stuttgart, 23. Oktober. Der intelligente und beſitzende Theil des 


eine Garantie der künftigen Entwickelung und Erhaltung wahrer bürger⸗ 
licher Freiheit, namentlich gewährleiſtet durch die achtungswerthe, mächtige 


konſtitutionelle Partei in Preußen, die, unbekümmert um die Schmähungen 
und Verdächtigungen, namentlich von demokratiſcher Seite, der Löſung ihrer 


großen Aufgabe immer näher kommt, die Umgeſtaltung Deutſchlands mit 
In der That, Preußen 
iſt die einzige deutſche Macht, welche die Trägerin jener erhabenen Ideen 
ſein muß und kaun. Oeſterreich, dieſes bunte Land, zuſammengeſetzt aus 


den verſchiedenſten Nationalitäten, welche, in beſtändigem Conflikte unter⸗ 
einander begriffen, nie zu dem Ziele einer fleiſchgewordenen Einheit gelan⸗ 


gen können, wie es die Nation erſtreben muß, welche die Oriflamme deut⸗ 


ſcher Zukunft emporhalten will, Oeſterreich wird trotz aller diplomatiſchen 
Unterhandlungen, trotz aller proviſoriſchen Zugeſtändniſſe und Anforderun⸗ 


gen, nicht an des Vaterlands Spitze geſtellt werden können. Da liegt das 


Bürgerthum noch in der Wiege, während es in Preußen zum Manne ge⸗ 


reift ifl. Soll Deutſchland bei den noch keineswegs beſeitigten Conflikten 


in Oeſterreichs Schooße fort und fort mit in Gährung erhalten werden? 


Preußen ift die wahre und kraͤftigſte Vormauer gegen das dem Deutſch⸗ 
thume feindſelige ſlaviſche Element, welches zur großen Hälfte Oeſterreichs 
jetzige Exiſtenz bedingt. — In Defterreich hat ſich bis jetzt nur die Ge⸗ 
Waffen bedurft; immer aber war es die Intelligenz und der Geiſt, welche 


einherſchritten. So zeigt ſich uns auf allen Schritten die Nothwendigkeit 


b 5 \ ! ür Würtembe nicht hinter leere W 5 
gerichts bedürfen der Königl. Beſtätigung. Dieſe erfolgte nicht, vielmehr 1 Nun a o non h e eee 


wurde die Sache vor ein neues Kriegsgericht, aus anderen Perſonen zu- ßens Verfaſſungsentwurf anzuſchließen. Baiern wäre mit (Conf. ge⸗ 
— 


ohne Rückhalt, im Hinblick auf das nothwendige Einigungswerk, an Preu⸗ 


wiſſermaßen gezwungen, den heilſamen Schritt zu thun. (Conſt. 
Frankfurt a. M., 25. Oktober. Der Königlich preußiſche Gene⸗ 
ral v. Koch, Kommandant der hier und in der Umgegend vislozirten preu⸗ 
ßiſchen Truppen, hat ſich geſtern nach Karlsruhe begeben, um mit dem 
Oberbefehlshaber der Okkupationsarmee (Generallieutenant Roth von 
Schreckenſtein,) zu welcher dieſe Truppen bekanntlich gehören, Rück⸗ 
ſprache wegen der Dislokationen zu nehmen, die in dieſen Tagen ſtatt ha⸗ 
ben ſollen, und in deren Gemäßheit das hier ſtehende Füſilierbataillon des 
31. Regiments erſetzt zu werden. Die Entfernung des bairiſchen Jäger⸗ 


Behörden Geſuche an das Reichs⸗Kriegsminiſterium gerichtet worden, die 
jedoch insgeſammt mit herben, man könnte ſagen ſchnöden Worten, zurück⸗ 
gewieſen wurden. D. R. 
Hamburg, 26. Oktober. Herr v. Gag ern hat uns heute Morgen 
verlaſſen und iſt in Begleitung der Herren Mathy und Meyer aus Bre⸗ 
men nach Hannover gereiſt. 
Oeſterreich. 


Wien, 25. Oktober. Das in der geſtrigen Wiener Zeitung ver⸗ 
öffentlichte Statut über die proviſoriſche Organiſatlon Ungarns hat den 
Unwillen der ſogenannten altkonſervativen Partei Ungarns aufs Höchſte 
geſteigert. Dieſe Partei hatte bis zum letzten Augenblicke gehofft, das alte 


* 7 


feiner Sonderſtellung und feiner eigenthümlichen muntzipalen Geſtaltung 
erhalten. Nur in dieſer Hoffnung und um nach dieſer Richtung hin zu 
wirken, hatten die vorzüglichſten Mitglieder jener Partei der Regierung 
ihre Dienſte angeboten, und ließen ſich zur Reorganiſation des Landes von 
ihr verwenden. Mehr als 20 zu den wichtigſten Stellen in der ungariſchen 
finitiv 


beinahe unüberwindliche Hinderniſſe ſtoßen, denn einerſeits iſt der Ungar 
ſchon ſeit Jahrhunderten gewohnt, die obrigkeitlichen Stellen durch ſeine 
Sprache und Landesgenoffen beſetzt zu ſehen und die fremden Ankömmlinge, 


die „Schwaben werden eben nur durch die Macht der Bajonette einige 
Autorität, aber wenig Vertrauen finden, andererſeits iſt die Kenntniß der 
-ungarifchen Sprache und der ungariſchen Zustände in dem außerungariſchen 


Oeſterreich beinahe nirgends zu finden. Daß der Regierung durch die 


Nichtbetheiligung der ungariſchen Intelligenz an der Reorganiſation des A 
Kunſt erreichten, ſo dürfen wir uns der Hoffnung hingeben, daß bei dem 


Landes ernſthafte Verlegenheiten bereitet werden, iſt gewiß; aber noch ge⸗ 
wiſſer iſt es, daß dadurch dem Lande ſelbſt die empfindlichſten Wunden 


geſchlagen werden, denn die Herſtellung eines friedlichen konſtitutionellen 


Zuſtandes wird auf lange, vielleicht auf Jahre hinausgeſchoben werden. 


Belgrad, 16. Oktober. Die Flüchtlingsfrage fängt an, von Seiten Eng- | ten Gerüchte zufolge, wäre es ſtark im Werke, binnen Kurzem unſern hieſigen 


lands mit Energie betrieben zu werden. So eben treffen Couriere aus Konſtan⸗ 


tinopel mit der Nachricht ein, daß bereits eine engliſche Dampffregatte im Hafen 
von Konſtantinopel anlangte und 14 Kriegsſchiffe Stratford Canning zur Dis⸗ 
Von einem Nachgeben von Seiten Oeſterreichs und 
Rußlands weiß man nichts. Im Gegentheil, die Türkei rüſtet ſich gewaltig, und 


poſition geſtellt wurden. 


ein Gleiches thut Rußland in ſeiner gewöhnlichen Weiſe, da mehr als ſonſt ge⸗ 
heime Agenten die Donaufürſtenthümer durchziehen, um das Volk zur Unzufrie⸗ 
denheit zu reizen. Die Aufſtände in Corfu und Cephalonien follen: ſolcherlei Agi⸗ 
tationen nicht fremd fein. Serbien hält noch zurück, aber die Menge wartet nur 
auf ein Zeichen, um das türkiſche Joch ganz abzuſchütteln und den treuen Bun⸗ 
desgenoſſen ſich in die Arme zu werfen. Die Haupturſache des Widerwillens des 
Czaars gegen jedes Nachgeben ſchreibt man dem Uebertritt der drei Generale 
Bem, Kmeti und Stein zum mohamedaniſchen Glauben zu. Alle drei Generale 


wurden zu Paſcha's ernannt. Bem unterſchreibt ſich Amurath Paſcha und bezieht 


ein Gehalt von monatlich 300 Dukaten. Ein bemerkenswerther Umſtand iſt noch 
der, daß jene 14 Stratford Canning zur Verfügung geſtellten Kriegsſchiffe ſämmt⸗ 


lich türkiſche Offiziere, die in der engliſchen Marine ihre Studien gemacht, am 


Bord führen. } (A. 3.) 
Frankreich. 


Paris, 25. Oktober. Die Nationalverſammlung hat in heutiger | 


Sitzung mit 419 Stimmen gegen 183 den Antrag auf Amneſtie für die 
Juni⸗Inſurgenten des Jahres 1848 zurückgewieſen. Sehr auffallend war 


es dabei, daß ſich herausſtellte, Nopoleon Bonaparte habe ſelbſt für die 


Transporation geſtimmt. 2 
— Die Freiſprechung der Straßburger Angeklagten erregt hier großes 


Aufſehn; die demokratiſchen Blätter erheben großen Jubel darüber, und 
ſprechen die Hoffnung aus, daß auch die Angeklagten zu Verſailles freige- 


ſprochen werden. 
Ita la em. 


Nom, 12. Oktober. Der Papſt hat das „heilige Collegium“ über 


die Möglichkeit ſeiner Rückkehr befragt. Die Diskuſſion über dieſen Ge⸗ 
genfland war lang, fie begann am (ten und wurde am Tfen fortgeſetzt. 
Endlich entſchied ſich die Majorität dafür, daß die Rückkehr wünſchenswerth 
ſei, und daß er noch während der Auweſenheit der franzöſiſchen Oecupa⸗ 
tionsarmee den Vatikan beziehen ſolle. Dieſer Beſchluß annullirt den vor 
einigen Wochen gefaßten. Die Rückkehr des Papſtes wird demnach, wenn 


nicht neue diplomatiſche Verwickelungen dazwiſchen treten, während des 


Monats Dezember geſchehen. 

Eine Trennung der geiſtlichen von der weltlichen Gewalt iſt vom 
Papſte nimmer zu hoffen. 

Die Juden haben ſich mit einer Petition an ihn gewandt, um einige 
Zugeſtändniſſe zu erlangen. Dieſelben ſind nämlich durch die Cardinale 
vollſtändig in die traurige Lage zurück verſetzt worden, 
der Revolution befanden. n ö 
mal angehört. Nach dem Concil von Baſel hatte Eugen V. die unduld⸗ 
ſamſten Reglements in Betreff ihrer erlaſſen, Benedict XIII. verſcharfte 
dieſelben noch. Sie verlangen jetzt die Reviſion dieſer Beſtimmungen 
des finſterſten Mittelalters. bitten vor 
ohne beſondere Autoriſation der Geiſtlichkeit die Stadt verlaſſen, frei im 


Lande reiſen and ſich in jedem beliebigen Stadttheile niederlaſſen zu dür⸗ 


fen. Bis jetzt iſt ihnen auch dieſes noch auf das Beſtimmteſte verweigert 


worden. i af (C. 3. 
Der Mörder des Grafen Roſſi ſoll, wie aus der Unterſachung her⸗ 


vorgeht, ſich in der Stadt Auguſta in Nord-Amerika befinden und Rameti 


eißen. 


Vermiſchte Nachrichten. 


Stettin, 30. Oktober. Das ſchöne Wetter, das wir in der letzten 
Hälfte dieſes Monats hatten, hat die Einbringung der Kartoffelernte we⸗ 
ſentlich erleichtert. Spuren von der gefürchteten Krankheit ſind in hieſiger 
Gegend an den Kartoffeln weniger zu bemerken. Wie es nun ferner bei 
Aufſchüttung in den Kellern gehen wird, läßt ſich nicht beſtimmen. Es iſt 
aber offenbar, daß uns dieſe Krankheit mehr verläßt, wie es ſchon im vo⸗ 
rigen Jahre geſchah. Man hat wohl in einem hieſigen Blatte wiederholt 
mit fetten Buchſtaben leſen können, daß durch den geringen Froſt, den wir 
gehabt, dieſe Frucht ſpäter zur Fäulniß geneigter geworden wäre. Der 
Froſt hat aber ſchwerlich ſchon ſo tief eindringen können, daß der befürch⸗ 
tete Nachtheil daraus erwachſen könnte. Meldung f 
nichts als eine Spekulation des Handelsblattes, um den Preis in die Höhe 
zu treiben, was auch in der That gelungen iſt. Der hohe Preis dieſer 


Frucht rührt aber auch von der Spekulation der Landleute her, welche 
˖ immer höher hinaufzutreiben ſuchen. Auch im vorigen 


ihren Ertrag noch N f 
Jahre wurden viele in ihren Erwartungen betrogen, inſofern der Preis 
der Kartoffeln im Frühjahr geringer war, als im Herbſt. Nach den Prei- 
ſen des 2 ſteht dieſe Frucht augenſcheinlich noch zu hoch. 

— Die 
poſanteſten Anblick gewähren, rücken ihrer Vollendung immer näher. Be⸗ 
ſonders machen die hervorragenden Thürmchen den angenehmſten Eindruck. 
Stettin hat durch dieſe Erweiterung zum Anbau einen bedeutenden Spiel⸗ 
raum gewonnen, der leider durch die Ungunſt der Zeit innerhalb 4 Jah⸗ 
ren faſt noch gar nicht benutzt wird, nur ein Haus iſt erbaut. Auch die 
Silberwieſe, welche für den Handel noch viel günſtiger gelegen iſt, hat 

noch viel ledige Bauſtellen. Zum Theil mag auch wohl die dort ange⸗ 
legte chenfabrik, welche nicht allein durch die leichendunſtartigen Dämpfe 
für die nächſte Umgebung höchſt unangenehm iſt, ſondern auch durch den 
5 bis 7fachen athmoſphäriſchen Luftdruck in ihrer Maſchine für die Si⸗ 
cherheit der Stadt nicht ohne Bedenten erſcheint, wenn etwa der Keſſel 
einmal ſpringen ſollte, zu dieſer Scheu vor Neubauten Veranlaſſung ſein. 
Bei günſtigen Zeitverhaͤltniſſen wird aber unzweifelhaft die Stadt auch 
hier bedeutend vergrößert werden. ! 
— Das neubegründete Theater bietet für unſre Bewohner eine ſehr 
beliebte Unterhaltung. Die Wahl der Stücke beweiſt, daß die Direktion 


4 


in der ſie ſich vor 
Bis jetzt hat man ihre Klagen noch nicht ein⸗ 


Sie bitten vor Allem um die Erlaubniß, 


Wir halten jene Meldung für 


Werke der neuen Feſtung an der Eiſenbahn, welche den im⸗ 


den Zuſchauern das Beſte zu geben entſchloſſen iſt. Auch fehlt es nich 
an einzelnen hervorragenden Küaſtlern und guten Singer Ab ee 
nen. So fiel die Aufführung des Don Juan zu mehrfacher Befriedigun 
aus. Wenn man bedenkt, mit welchen Mitteln zu Goethes und Schillers 
Zeit die Theater in Weimar und Mannheim eine ſo bedeutende Stufe der 


Kunſtſinne unſerer Einwohner und den vorhandenen Mitteln unter der 

Leituug einer guten Direktion das Beſte geleiſtet werden kann. Die Lei. 

ſtungen können ſich freilich nur nach der Anerkenuung richten. 
Greifswald, 26. Oktober. Einem in wohlunterrichteten Kreiſen verbreite⸗ 


Appellhof nach Stettin zu verlegen. 


Getreide ⸗ Berichte. 
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Barometer: und Thermometerſtand 
bei C. F. Schultz & Comp. 


—— ——— —jñ—ä —— 


Morgens Mittags Abends 
Septbe. & 6 Ubr. 2 Uhr. 10 Uhr. 

— — ——— ſD2—m—— 
Barometer in Pariſer Linien 27 336,21“ 336,06“ 33,59% 
auf 0° reduzirt. 28 339,19“, 988589 6 an 0 

; 27 8,0° 9 

Thermometer nach Reaumur. | 28 3 3,10 T 7,8° * 6% 

Beilage. 


Beilage zu Ni. 28 der Königlich privilegirten Stettiniſchen Zeitung. 


Dienſtag, den 30. 


Oktober 1849. 


Tor, 


Dentfhlond 


eln zur Einberufung des Reichstages bezügliche fernere 
Nacho bes Verwaltungs-Raths; vom 23. Oktober, Abends, protokol⸗ 
lariſch mit. Der Vorſitzende legte die gemeinſchaftliche Note des König⸗ 


lich ſächſiſchen und des Königlich hannoverſchen Bevollmächtigten vor, die 


bereits bekannt iſt. 8 5 0 155 f 
Der Verwaltungs ⸗Rath beſchließt, daß dieſe Note zugleich mit Der 
emelnſchaftlichen Gegenerklärung des Verwaltungs⸗Rathe „dem gegen⸗ 
wärtigen Protokolle einverleibt werden ſoll. Dieſe Gegenerklärung, das 
Reſultat gemeinſchaftlicher Erwägungen, widerlegt jene Note mit nochma⸗ 
liger Anführung bereits öfter erwähnter Argumentationen. 
8 Der von den Königlichen Bevollmächtigten von Sachſen und Hanno 


Deutſchlands bewirkt werden könnte, die Aufhebung der Verbindlichkeit aus 
dem Vertrage vom 26. Mai e. herbeizuführen geeignet wäre, ſie der Ein⸗ 
berufung und ſolchen Modifikationen widerſprechen müſſen, welche ihrer 
Ueberzeugung nach nicht die Einigung des deutſchen Vaterlandes, ſondern 


1) Weder durch die Einberufung des Reichstags aus den, verbündeten 
Staaten, 


chloſſen werden, da nicht nur bieſer neue Bundesſtaat denjenigen deut⸗ 
che W pig geöffnet bleibt, welche in denſelben zu gleichen Rech 
ten und 4 

noch beſtehenden Bundesverhältniſſe durch den Bundesſtaat nicht er⸗ 


tags weder vorzeitig noch einſeitig genannt werden; ‚fie iſt viel⸗ 
mehr rechtzeitig, ſobald der vor i 1 
ſes überſehen läßt; ſie iſt nicht einſeitig, ſondern vollberechtigt, 
wenn ſie durch einen Beſchluß der dazu durch das Bundesſtatut be⸗ 
rufenen Behörde herbeigeführt wird. 

3) Das Recht, zur Aufhebung der Verbindlichkeiten aus dem Bundes- 

2 vertrage Aan le aus einem Schritt abgeleitet werden, welchen 

dieſer Vertrag ſelbſt als einen nothwendigen bezeichnet; endlich 

4) Lebt der Verwaltungs⸗Rath der unerſchütterten Ueberzeugung, daß 
der entſchloſſene Fortſchritt auf dem durch das Bündnig vom 26ſten 
Mai e. deutlich vorgezeichneten Wege — auf dem Wege des Rechts 
und der Pflicht — weit entfernt, „die Einigung Deutſchlands“ zu ge⸗ 
fährden und eine „unheilbare Spaltung“ hervorzurufen, das einzige 
zur Zeit dargebotene Mittel iſt, das veutſche Vaterland zu konſolidi⸗ 
ren und ihm ſeine Geltung unter den Großmächten Europa's zurück⸗ 
zugeben. Der Abſchluß des Bundesſtagtes wird leider für den An- 
fang das geſteckte Ziel nicht ganz erreichen, aber er wird ein großer 
Schritt zur Annäherung an daſſelbe ſein; ſchon die Einberufung des 
Reichstags wird der deutſches Nation eine Bürgſchaft ſein, daß es 
mit Erfüllung der ihr gegebenen Veſprechungen wahrer Ernſt ſei. 
Der Verwaltungs⸗Rath kann nach allen dieſem in der Note der Kö⸗ 

niglichen Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover keine Veranlaſſung 

finden, ſeine Anſichten über die wichtigſten Gegenſtände ſeines Berufs zu 


ändern; er hofft vielmehr, daß auch Sachſen und Hannover zur Ueberein⸗ 


ſtimmung mit dieſen Anſichten zurückkommen werden. ’ | 
Der Vorſitzende theilt ferner zwei gleichlautende an ihn gerichtete 
Schreiben des Königlich ſächſiſchen und des Königlich hannoverſchen Be. 
vollmächtigten, beide vom 21. Oktober c., mit. 8 
Der Verwaltungs Rath einigt ſich über den Inhalt der auf dieſe 
Schreiben ſeitens des Vorſitzenden zu ertheilenden Antwort. Dieſe Ant- 
wort hat folgende Faſſung erhalten: . 
Der Unterzeichnete hat dem Verwaltungs Rath der verbündeten 
Regierungen von derjenigen Note Kenntniß gegeben, welche der Herr 


Bevollmächtigte von Sachſen (Hannover) unter dem Llſten d. M. bezüglich 


ſeiner Abreiſe an ihn gerichtet hat. Derſelbe beehrt ſich, dieſe Note im 
Einverſtänduiß mit dem Verwaltungs Rath dahin zu beantworten, daß die 
darin enthaltene Vorausſetzung, als werde der Verwaltungs Rath ſich in 
der nächſten Zeit ausſchließlich mit ſolchen Maaßregeln beſchäftigen, welche 
durch die Voraugſicht einer nahen Berufung des Reichstages herbeigeführt 
ſind, nicht zutrifft. Vielmehr iſt derſelbe ſchon jetzt mit Prufung der 
Wahlgeſetze für die Einzelſtaaten des Bündniſſes beſchäftigt und wird in 
der nächſten Zeit die Geſchäfts⸗ Ordnung für beide Häuſer des Reichs⸗ 
tags und die Communikation mit dem Bundes Schiedsgericht über die 


Organiſation des künftigen Reichsgerichts in den Kreis feiner Berathungen 


ziehen; auch wie in der Sitzung vom 19. Oktober e. beſchloſſen, in Tünf- 
tiger Woche mit Prüfung der Vorſchläge über die Modifikationen der 
Reichs⸗Verfaſſung vorgehen; lauter Arbeiten, welche von dem Termin der 
Berufung des Reichstages unabhängig und gewiß für alle verbündeten 
Staaten von hohem Intereſſe find. ! 

Dem Wunſch des Herrn Bevollmächtigten, daß die Königlich ſäch⸗ 
ſiſche (haunoverſche) 1 die etwanigen Mittheilungen, welche durch 
den Vertrag vom 26. Mai herbeigeführt werden könnten, durch den Kö» 
niglichen Geſchäftsträger Herrn von Könneritz (Herrn von Steinberg) em⸗ 
pfangen möge, iſt dadurch entſprochen, daß das Büregu des Verwaltungs⸗ 
Rathes die Weiſung erhalten hat, demſelben ein Exemplar der Protokolle, 
ia 11 90 find, zuzustellen. 

Schließli 
tiv⸗Rote, welche die Herren Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover 
unter dem 20ſten d. M. an denſelben gerichtet haben, ihre Beantwortung 


bemerkt der Unterzeichnete ganz ergebenſt, daß die Kollel⸗ 


in dem Protokolle des Verwaltungs⸗Rathes vom 23 ſten gefunden hat, und 
knüpft daran die Verſtcherung der vollkommenſten Hochachtung. 
Berlin, den 26. Oktober 1849. von Bodelſchwingh. 


n 

den Königl. ſächſiſchen Bevollmächtigten ꝛc., 
Herrn Staats⸗Miniſter von Zeſchau 

Ekxcellenz zu e end 81792 


; (An 11 N 
den Königl. hannoverſchen Bevollmächtigten 


z.) Herrn Geheimen Legations⸗Rath von 

Wangenheim Hochwohlgeboren, zu 

Hannover.) L | kt 

Der Verwaltungs⸗Rath ſchreitet zu der auf die heutige Sitzung 
anberaumten Wahl der Kommiſſion zur Prüfung und Begutachtung der 
in der Sitzung vom 19. Oktober feitens der Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierung sub No. 1 und 4 geſtellten Propoſitionen, die Modifikationen des 

Verfaſſungs⸗Entwurfs und die Konſtituirung eines Organs zur Verhand⸗ 

lung der verbündeten Regierungen mit dem Reichstage betreffend. Zu 

Mitgliedern dieſer Kommiſſion, die zunächſt aus drei Mitgliedern beſtehen, 

und wobei je nach Erfordern und Umſtänden eine Vermehrung der Mit⸗ 

gliederzahl vorbehalten wird, find gewählt: der Großherzoglich heſſiſche, 
der eee naſſauiſche und der Herzoglich braunſchweigiſche Bevoll⸗ 

mächtigte. 90 

Der Herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte kündigt an, daß er bereit 
ſei, Namens der Wahl⸗Kommiſſion über die Grundſäßze zu berichten, welche 
die Kommiſſion bei Prüfung der eingereichten Vollziehungs⸗ Verordnungen 
als die maßgebenden habe erkennen müſſen. Der Vorſitzende kann die ſo⸗ 
fortige Entgegennahme dieſer Berichterſtattung nur im nächſten Intereſſe 
des Bundeszweckes begründet finden. Der Herzoglich naſſauiſche Bevoll⸗ 
mächtigte trägt hierauf vor: N Nang 

„Nach dem Protokall vom 26. Mai 1849 ſoll der Entwurf eines 
Wahlgeſetzes in Betreff der Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe 
mit dem Verfaſſungs⸗Entwurfe dem zur Berathung und Vereinbarung 
über letzteren zu berufenden Reichstage vorgelegt, das Wahlgeſetz als 
ſolches alſo erſt nach erfolgter Zuſtimmung des Reichstages publizirt 
werden. g 

Durch den Bündniß Vertrag vom 26. Mai und die ſpäter er⸗ 
folgten Acceſſions⸗Vertrage iſt jedoch feſtgeſetzt, daß die Wahlen zum 
Volkshauſe für den nächſten Reichstag nach dem Entwurf des Wahl⸗ 
geſetzes vorgenommen werden ſollen, vorbehaltlich ſolcher Modalitäten 
in den Vollziehungs⸗ Verordnungen, welche die beſonderen Verhältniſſe 
und Geſetze der Einzelſtaaten, unbeſchadet der Haupt Prinzipien des 
Wahlgeſetzes, nöthig machen würden. . 

Hieraus ergiebt ſich in formeller Beziehung, daß das Reichswahl⸗ 
geſetz als ſolches vorerſt nicht publizirt wird, ſeine Beſtimmungen viel⸗ 
mehr nur die Grundlage der Pollziehungs⸗Verordnüngen in den Ein⸗ 
zelftasten bilden, und in materieller Beziehung, daß in dieſen die 
Haupt- Prinzipien des Wahlgeſetzes gewahrt fein müſſen. 

Es wird alſo auf eine ſcharfe Auffaſſung dieſer Grundprinzipien 
ankommen, um den Spielraum zu bezeichnen, welcher in ihrer Anwen⸗ 
dung der Landesgeſetzgebung erlaſſen werden kann, aber auch erlaſſen 
werden muß, wenn nicht der Geiſt dem Buchſtaben, der Zweck dem 
Mittel zum Opfer gebracht werden ſoll. 

Nach den in den gedruckten Motiven niedergelegten Erläuterun⸗ 
gen und Erklärungen, — (die der Vortragende in extenso rekapitulirt) 
— laſſen ſich die Grundprinzipien des Wahlgeſetzes auf zwei Haupt⸗ 
ſätze zurückführen: f 

1) Unter Beibehaltung des allgemeinen Wahlrechts ein Stimmen⸗ 
verhältniß feſtzuſetzen, wobei Intelligenz und Beſitz als die bei⸗ 
den Faktoren, auf welchen der Beſtand der Nation ruht, richtig 

vertreten find, und f 

2) 555 Abſtimmung als diejenige Abſtimmungsform, welche der 
Würde freier Staatsbürger wahrhaft entſpricht und zugleich für 
den reinſten Ausdruck des Geſammtwillens die ſicherſte Bürg⸗ 

ſchaft gewährt. N 

Adi. Im Verhältniß zu dem angegebenen oberſten Grundſatz er- 
feinen alle materiellen Beſtimmungen des Wahlgeſetzes nur als Folge⸗ 
ſätze oder vielmehr als Mittel, um die Erreichung jenes Zweckes zu ſichern. 

Auch dieſe laſſen ſich wieder auf zwei Hauptmerkmale zurückführen: 

u) das Verhältniß zu der Gemeinde, inſofern darin die ſtaats bürgerliche 
Selbſtſtändigkeit zunächſt zur Geltung gelangt, ö 

b) das Beitrags- Verhältniß zu den Bedürfniſſen des Staats, infofern fi 
dieſes in der hiernach bemeſſenen direkten Steuer, als einer Quote 
SEE aus Vermögen und Induſtrie, Naturkraft und Arbeit, 

arſtellt. 

ad a, Offenbar hat der Entwurf in den $$. 1 und 2 als Regel einen Zu- 
ſtand vor Augen, wonach das geſammte Staatsgebiet in geographiſch 
gebildete Gemeinde⸗Bezirke eingetheilt iſt, und wonach pontiſch jeder 
ſelbſtſtändige Staatsbürger auch einem Gemeinde⸗Verband angehört. 
Dieſer Zuſtand findet ſich keinesweges bereits verwirklicht. Abgeſehen 
von den Verſchiedenheiten, welche ſich aus der hiſtoriſchen Entwicke 
lung und der geſetzlichen Ausbildung der Gemeinde⸗Verfaſſung in den 
einzelnen deutſchen Landen ergeben, laſſen ſich die Staats⸗Angehörigen, 
welche in den Gemeinde Verband nicht begriffen find, auf zwei Klaſ⸗ 
fen zurückführen: i 

1) Schutzgenoſſen hinterlaſſen ꝛc., deren politiſche Stellung zu der Ge⸗ 
meinde nach ihrer Leiſtungsfähigkeit ſchon durch das Wort begeit net 
iſt, die alſo, nach den Motiven zu dem Wahlgeſetz, auch bei den 
Wahlen für die Volksvertretung nicht konkurriren; . 

2) Staatsbürgerliche Einwohner, deren Beſitzungen einem Gemeinde · 
Bezirke entweder nicht einverleibt find, oder die nach ihrer ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Stellung in den Gemeinde⸗Verband perſönlich einzutreten 
nicht verpflichtet ſind, die aber offenbar ſelbſtſaͤndige Gemeindebürger 
fein würden, wenn der Gemeinde -Verband die oben bezeichnete Aus- 
dehnung bereits erlangt hatte. Dieſe von der Theilnahme an den 


Wahlen zum Volkshauſe auszuschließen, würde offenbar dem Geiſt 
und Zwecke des Geſetzes widerſtreiten, es muß daher, wie dieſes in 
den Motiven auch bereits angedeutet iſt, der Geſetzgebung der Ein⸗ 
zelſtaaten überlaſſen bleiben, diejenigen Kategorieen ſelbſtſtändiger 
Staatsbürger zu bezeichnen, welche zu den nach dem Gemeinde ⸗Bür⸗ 
gerrecht Wahlberechtigten hinzutreten. 

Mit dieſen allgemeinen Grundſätzen in engem Zuſammenhange 
ſteht die Beſtimmung im erſten Abſatz des §. 13, welche in buchſtäb⸗ 
licher Auffaſfung und Anwendung dem Zwecke des Geſetzes offenbar 
Abbruch thun würde. 5 r 

g Es erſcheint in ſich ganz konſequent, daß wie im K. 6 die Wähl⸗ 
barkeit zum Abgeordneten des Volkshauſes davon abhängig gemacht 
wird, daß der Gewählte bereits drei Jahre einem deutſchen Staate 
angehört habe, ein Gleiches auch für die Berechtigung, an der Wahl 
Theil zu nehmen, gefordert wird. ; 

Weiter zu gehen, dazu liegt aber offenbar kein Grund vor. Die 
Ausnahme, welche im Abſatz 2 bei Militär⸗Perſonen vorgeſchrieben 
iſt, mußte folgerichtig auch auf Civilperſonen, denen ihr Wohnſitz im 

Intereſfe des Staatsdienſtes beſtimmt wird, Anwendung leiden, dann 
aber würde es gegen andere Staatsbürger ein Unrecht ſein, wenn 
ne das Wahlrecht, was fie in einem Wahlbezirke unbeſtritten be⸗ 
ſeſſen haben, durch den Ueberzug in einen anderen, demſelben Staat 
angehörigen Wahlbezirk auf 3 Jahre verlieren ſollten. 

Nicht weniger würde dieſe Beſtimmung in ihrer wörtlichen Auffaſſung 

mit dem §. 2 in Widerſpruch ſtehen. 
ad b. Die in den 88. 15 nnd 16 vorgeſchriebene Abtheilung der Wahlbe⸗ 
rechtigten in drei Klaſſen wird nur da dem Zwecke ganz entſprechen, 
wo ein direktes, nach dem Staatsbedarf bemeſſenes und auf den Rein⸗ 
ertrag des National-Vermögens (aus Grundbeſitz und Induſtrie) ba⸗ 
firtes Steuerſyſtem durchgeführt iſt. Die große Verſchiedenheit der 
beſtehenden Steuer⸗Geſetzgebungen iſt in den Motiven bereits hervor⸗ 
gehoben und hierin, wie in dem 8. 15 des Geſetzes, der Spielraum 
bereits bezeichnet, welcher den Vollziehungs⸗Verordnungen gewährt 
werden muß. 5 

Je mehr in einzelnen deutſchen Staaten ſich die älteren Abga⸗ 
ben-Verhältniſſe erhalten haben, um fo ſchwieriger wird die Durch⸗ 
führung ſein, und es kann hierbei nur im Allgemeinen der Grundſatz 
feſtgehalten werden, daß alle Ausgaben, welche ihrem Urſprunge nach 
als direkte Steuern ſich darſtellen, oder welche bei Einführung eines 
i Steuer⸗Syſtems in dieſem aufgehen müßten, in Berechnung 
ommen. 

Ob aber die Erreichung des Zweckes überall die Bildung dreier 
Abtheilungen nöthig, überhaupt möglich mache, ob dieſer nicht viel⸗ 
mehr umgekehrt dadurch gefährdet erſcheine, alſo auch hier eine Ab⸗ 


insbeſondere 5jähriger Dienſtzeit, nur in dem Falle 
berücksichtigt werden, wenn ſie nachweiſen kön⸗ 
nen, daß die von ihnen geleiſteten Dien ſte 
eine beſondere Anſtrengung und Aufopferung 
erfordert haben. 

Zugleich benutzen wir dieſe Gelegenheit, dies Inſti⸗ 
tut wiederholt der Mildthätigkeit des Publikums an⸗ 
gelegentlich zu empfehlen, da der nur durch die Bei⸗ 
träge des Geſindes ſelbſt gebildete Fonds nicht aus⸗ 
reicht, ſämmtlich ſonſt wohl geeignete Concurrenten zu 
berüdfichtigen. 

Stettin, den 18ten Oktober 1849. 

Der Magiſtrat. 


beurtheilen. 


den nächſten Sitzungen 
Herzoglich naſſauiſche 


gleiche Anzeige, 


den Tanzenden ein 
Zahl, 


wurden. 


Inſpektor und der 


chung über 


Beſten zur Auffü 


Officielle Bekanntmachungen. 


Bekanntmachung. 


Wir bringen hiermit zur allgemeinen Kenntriß, daß 
bel der am 28ſten September d. J. fiatt gefundenen 
Vertheilung aus dem Belohnungs- und Unterſtützungs⸗ 

onds für das hieſige Hausgeſinde die nachbenannten 
Dienſtboten jeder eine Prämie von 20 Thlrn, erhalten 


n. f 
Haben. ) Wilhelmine Schmidt, 
2) Auyafte Tilk, 
3) Marie Brock, 
4) Auguſte Metzel, 
9 Louiſe Fraedrich, 


—— — 


Gerichtliche Vorladungen. 
Procla ma. 


Wenn über das Vermögen des hieſigen Oelmüllers 
C. Streitz, unter Siſtirung der Special⸗Prozeſſe, der 
Discuſſions⸗Prozeß eröffnet worden, ſo werden zur 
Conſtatirung des Status passivus alle diejenigen, welche 
an den Oelmüller Streitz hierſelbſt und deſſen Ver⸗ 
mögen aus irgend welchem Rechtsgrunde Anſprüche 
und Forderungen zu machen haben oder machen zu kön⸗ 
nen ſich berechtigt halten ſollten, hiermit geladen, ſolche 
in einem der auf 
den 12ten und 26ſten Ft. Mts. und den gten November 

d. J., jedesmal Morgens 10 Uhr, 
angeſetzten Liquidations⸗Termine vor dem Königlichen 
Kreisgerichte hierſelbſt ſpeziell und unter Abreichung 
der betreffenden Urkunden anzumelden, auch die etwai⸗ 
gen Vorzugs⸗Rechte an⸗ und auszuführen, bei Strafe 
der in dem letzten Termine ſofort zu erkennenden Prä⸗ 
eluſion und Abweiſung von der vorhandenen Maſſe. 
Auswärtige Creditoren haben ordnungsmäßig hieſige 
Bevollmächtigte ad Aeta zu beſtellen; zu dem letzten 
Termine aber werden geſammte Gläubiger zum Zweck 
der Beſchlußnahme über die mit der Maſſe zu treffen⸗ 
den und ſonſt in Beziehung auf die Behandlung dieſes 
Debitweſens zu ergreifenden Maßregeln geladen, eo 
sub praejudieio für die Ausbleibenden, daß den Be⸗ 
ſchlüſſen der Mehrheit der Erſcheinenden werde nach⸗ 
gegangen werden. 

Greifswald, den 17ten September 1849. 
Königl. Kreisgericht. I. Abtheilung. 
8.) Dr. Teßmann. 


6) Auguſte Haaſe, 
7) Jette Michaelis, 
8) Dorothee Mietzner, 
9) Caroline Kerkel, 
10) Dorothee Rathke, 
11) Albertine Hahn, 
12) Charlotte Schmidt, 
13) Johanne Runge, 
14) Eleonore Schlenter, 
15) Johanne Rüchel, 
16) Charlotte Bracht, 
17) Johanne Voßberg, 
18) Caroline Franck, N 
19) Sophie Schimmelpfennig, 
20) Jette Cohn, 
21) Caroline Wegener, 
22) Erneſtine Granſee, 
23) Erdmann Gantſch, 
24) Chriſtian Schliebe, 
25) Auguſte Kteckhäbel, 
26) Dorothee Merklein, 
27) Dorothee Radke, 
28) Erneſtine Roſenthal, 
29) Henriette Ku blank, 
30) Amalie Wa eck, 
31) Friedrike Block, 
32) Friedrike Voigt, 
33) Amalie Kolbe, 
34) Wilhelmine Foedtkenheuer, 
35) Wilhelmine Lechten ow, 
36) Wilhelmine Starck, 
37) Friederike Roſenthal, 
38) Henriette Buchholtz, 
39) Caroline Stree we, 
40) Louiſe Biſchoff, 
5 Louiſe Doering, 
42) Erneſtine Hinzpeter, 
. h 43) Louiſe Kaeding, 
* 44) Wilhelmine Maſchner, 
45) Caroline Hahn, 
46) Auguſte Ellermann, 
47) Louiſe Schönherr, 
48) Johanne Roes ke. 


Bei der großen Zahl der Coneurrenten, welche we⸗ 
nigſtens 7 Jahre bei einer und derſelben Herrſchaft un⸗ 
tadelhaft gedient haben, und bei den zu Gebote ſte⸗ 
henden Mitteln, können Coneurrenten mit geringerer, 


Ank tionen. 


Im Termine zum Verkauf des Schiffes 
„Harmonie“ mit Inventario iſt kein nur 
einigermaßen annehmliches Gebot erfolgt, 
5 und ſoll deshalb Schiff und Inventa⸗ 
rium getrennt verauftionirt werben, 
Demgemäß fol am 2ten November c., Vormittags 
präcife 9 Uhr, am Zieske'ſchen Holzhofe zunächſt 
vas Schiffs⸗Inventarium — vereinzelt — 

und demnächſt 5 
um 12 Uhr das Schiff ohne Zubehör zu 


erworfen, 


durch Berufsgeſchaͤfte i 


und in gleicher Weiſe bedroht, 
zu erwehren, worauf dieſelben 
Ein polniſcher Bauer wurde hierbei getödtet. 
dieſen Vorfall iſt bereits eingeleitet. 
— Die Summe, welche den Wittwen und Waiſen der in der Pfalz 
und in Baden been g preußiſchen Krieger aus der am 19. d. zu deren 
rung gekommenen Oper 

fließt, dürfte ſich auf 6300 Thlr. belaufen. 


weichung von dem Buchſtaben des Geſetzes zugeſtanden werden müſſe 
das läßt ſich nur im Einzelnen nach einer genauen Kenntniß und 
Würdigung der in den betreffenden Staaten vorliegenden Verhältniſſe 


Ad 2) Die Unzuläſſigkeit einer Abweichung iſt in dem angegebenen Zwecke 
bereits hinlänglich ausgeſprochen.“ 

Der Verwaltungsrath, nachdem er die in dem bevorſtehenden Vor⸗ 
trage des Herzoglich naſſauiſchen Bevallmächtigten dargelegten Grundſätze 
allſeitiger Erwägung unt 
verſtanden, und zwar in dem 
von den verbündeten Regierungen aufgeſtellten Vollziehungs⸗Verordnungen 
nunmehr in Anwendung kreten ſollen. 5 3 

Es folgt noch die Feſtſtellung der Vollziehungs⸗Verordnungen für die 
Reichstagswahlen in Oldenburg und 

Der Großherzoglich oldenburgiſche Bevollmächtigte zeigt an, daß er 
m Großherzogthum zur perſönlichen Theilnahme an 
des Verwaltuugs⸗Rathes behindert ſei, und daß der 
Bevollmächtigte ihn für die Zeit ſeiner Abweſenheit 
im Verwaltungs⸗Rathe vertreten werde. 1 8 

Der Großherzoglich mecklenburg ſtrelitziſche Bevollmächtigte macht eine 
verbunden mit dem an den Vorſitzenden gerichteten und 
von dieſem deferirten Erſuchen um Vertretung im Verwaltungs⸗Rathe für 
die Zeit ſeiner Abweſenheit. 


Berlin, 27. Oktober. 
Gutes Dalhi, Bußmann, 
einquartirte Soltaten zum Erndtefeſt en Abends gegen 10 Uhr, 
als die Bußmann'ſche Familie aus dem 
und die Knechte des Bußmann tanzten, 
Streit, in Folge deſſen die Knechte, etwa 20 an der 
von den anweſenden 6 Soldaten aus dem Hauſe hinausgeſchlagen 
Hierauf verrammelten die Knechte von außen die H ö 
und begannen die Füſiliere durch die Fenſter mit Steinen ꝛc. zu werfen, 
wobei aus dem draußen immer mehr anwachſenden Haufen der Polen der 
Ruf: „Es lebe Polen! Schlagt die deutſchen 
Schreiber des Bußmann, in 


erklart ſich mit dieſen Grundſätzen ein⸗ 
Maße, daß dieſelben bei Beurtheilung der 


in Kurheſſen. 


Der Beſitzer des bei Gueſen belegenen 
hatte am 21ſten d. M. mehrere bei ihm 


okal, in welchem die Soldaten 
ſich entfernt hatte, entſtand unter 


austhüre, 


Hunde todt!“ erſcholl. Der 
un, in demſelben Haufe wohnend 
17 die Füſiliere auf, ſich dieſer Inſulte 
och anſchlagend zum Fenſter hinausſchoſſen. 
Die gerichtliche Unterſu⸗ 


„ein Feldlager in Schleſien“ zu⸗ 


jedem Meiſtgebot, gegen ſofortige bare 
Zahlung, verſteigert werben, 

Die gerichtliche Taxe des Schiffes und Inventarii 

kann beim Herrn Schiffsbaumeiſter Zieske zu jeder 


Zeit eingeſehen werden. 


Bekanntmachung. 

Zum Verkauf von Eichen-, Buchen⸗, Birken⸗, Erlen⸗ 
und Kiefern ⸗ Brennholz in größeren Quantitäten für 
das Wirthſchaftsfahr 1849—50 im Revier Eggeſin an 
Holzhändler, ſo wie an andere Holzkonſumenten, iſt ein 
Termin auf 
den 24 ſten November c., Mittags 12 Uhr, 
im Forſthauſe zu Eggeſin anberaumt, wovon Kaufluftige 
hierdurch mit dem Bemerken in Kenntniß geſetzt werden, daß 
% des Kaufgeldes im Termine gleich als Angeld zur 
Königl. Forſtkaſſe bezahlt werden muß, es jedoch den 
Käufern auch unbenommen bleibt, das ganze Kaufgelb 
im Termine einzuzahlen. 

Die übrigen Bedingungen ſollen im Termine bekannt 
gemacht werden. 

Torgelow, den 26ſten Oktober 1849. 

Der Königl. Forſtmeiſter v. Gapl. 


Bekanntmachung. 
Das der unterzeichneten Geſellſchaft zugehörige, in 
dieſem Frühjahr neu ausgebaute und bequem einge⸗ 
Biete Dampfſchiff „Cammin“, von 50 Pferdekraft, 
oll am 
öten Dezember e., Vormittags 11 Uhr, 

im Gaſthofe zum deutſchen Haufe hier in Cammin öſ⸗ 
fentlich an den Meiſtbietenden verkauft werden. Kaufe 
liebhaber wollen das Schiff bis zum 2ten November e. 
in Stettin, nach dieſer Zeit aber hier in Cammin in 
Augenſchein nehmen. — Die Kaufbedingungen find auf 
portofreie Anfragen bei dem unterzeichneten Comité 
zu erfahren. 5 

Cammin, den 22ften Oktober 1849. 

Das Comité 
der Cammin⸗Stettiner Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft, 


— ——— 
Verkäufe beweglicher Sachen. 


Roggen- Futter- Schrootmehl 
billigſt. F. W. Hahn, No. 43, 


— — . —— 


NVermiet hungen. 


Im Haufe No. 10 ift die te Etage, beſtehend aus 
3 dis 4 Zimmern, Küche, Kammern und gemeinſchaft⸗ 
lichem Waſchhauſe, Trockendoden und fonftigem Zuber 
hör, zur Vermiethung frei. 6 


J ĩ it Er a ee et 


Geldvvertehbr 


Einem prompten Zinszahler iſt eine ſicher ſtehende 
Hypothek von 800 Thlr., 5 Prozent Zinſen tragend, 
eiter n Darleiher dieſes Geldes erfahren den Hausa 
eſitzer in der Exped. d. DI. e 


